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1163/A XXVIII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Ing. Harald Thau, Ing. Klaus Lindinger, BSc, Mario Lindner, MMag. Markus Hofer, David Stögmüller,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das 
Normverbrauchsabgabegesetz geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Hinweis der ParlDion: Gemäß den legistischen 
Richtlinien (leg. RL) ist das nochmalige Anführen des 
Titels nur bei Sammelnovellen notwendig; daher könnte 
dieser Titel mittels eines Abänderungsantrages 
gestrichen werden. 

Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Im Eingang soll gem. den 
leg. RL neben dem Kurztitel auch eine allfällige 
Abkürzung verwendet werden, daher müsste es im 
Eingang richtig heißen: 

Das Normverbrauchsabgabegesetz – NoVAG 1991, 
…, wird wie folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Das Normverbrauchsabgabegesetz, BGBl. 
Nr. 695/1991, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 62/2026, wird wie folgt geändert: 

 

Hinweis der ParlDion: Gemäß den leg. RL hat die 
Gliederung einer Novelle mit arabischen Zahlen zu 
erfolgen und eine weitere Untergliederung in Buchstaben 
soll unterbleiben. Daher könnten die folgenden 
Novellierungsanordnungen (NovAo) hins. § 3 Abs. 2 
lauten: 

1. In § 3 Abs. 2 Z 2 entfallen die lit. a und b sowie der 

1. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Schlussteil. 

Solche Änderungen sind nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Hinweis der ParlDion: s. Hinweis oben. a) In Z 2 entfallen die lit. a und b sowie der Schlussteil.  

Hinweis der ParlDion: s. Hinweis oben: 

2. § 3 Abs. 2 Z 3 lautet: 

b) Z 3 lautet:  

Hinweis der ParlDion: s. Hinweis oben: 

3. In § 3 Abs. 2 wird folgende Z 4 angefügt: 

c) Es wird folgende Z 4 angefügt:  

(2) Von der Normverbrauchsabgabe sind unter der 
Voraussetzung der Bekanntgabe der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer und der Sperre des 
Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 befreit: 

 (2) Von der Normverbrauchsabgabe sind unter der 
Voraussetzung der Bekanntgabe der 
Fahrzeugidentifizierungsnummer und der Sperre des 
Fahrzeuges in der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 befreit: 

 1. …    1. … 

 2. Vorgänge in Bezug auf Kraftfahrzeuge, die von 
Menschen mit Behinderung zur persönlichen 
Fortbewegung verwendet werden, sofern 
bescheinigt wird, dass der Mensch mit 
Behinderung für das Kraftfahrzeug die 
Steuerbefreiung gemäß § 4 Abs. 3 Z 9 
Versicherungssteuergesetz 1953, BGBl. 
Nr. 133/1953, in der jeweils geltenden Fassung, 
in Anspruch nimmt. 

   2. Vorgänge in Bezug auf Kraftfahrzeuge, die von 
Menschen mit Behinderung zur persönlichen 
Fortbewegung verwendet werden, sofern 
bescheinigt wird, dass der Mensch mit 
Behinderung für das Kraftfahrzeug die 
Steuerbefreiung gemäß § 4 Abs. 3 Z 9 
Versicherungssteuergesetz 1953, BGBl. 
Nr. 133/1953, in der jeweils geltenden Fassung, 
in Anspruch nimmt. 

 a) In jenen Fällen, in denen der Steuerschuldner 
ein Unternehmer ist, muss die Bescheinigung 
dem Unternehmer innerhalb von zwei 
Wochen ab Lieferung vorgelegt werden. 
Wird die Bescheinigung nicht innerhalb 
dieser Frist vorgelegt, geht die Steuerschuld 
auf den Empfänger der Leistung über. In 
diesem Fall hat der Unternehmer die Sperre 
des Kraftfahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen und das 

   a) In jenen Fällen, in denen der Steuerschuldner 
ein Unternehmer ist, muss die Bescheinigung 
dem Unternehmer innerhalb von zwei 
Wochen ab Lieferung vorgelegt werden. 
Wird die Bescheinigung nicht innerhalb 
dieser Frist vorgelegt, geht die Steuerschuld 
auf den Empfänger der Leistung über. In 
diesem Fall hat der Unternehmer die Sperre 
des Kraftfahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen und das 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
zuständige Finanzamt über den Übergang der 
Steuerschuld in Kenntnis zu setzen. Das 
Finanzamt hat bei unberechtigter 
Inanspruchnahme der Befreiung den 
Steuerschuldner aufzufordern, eine 
Anmeldung über die zu entrichtende 
Normverbrauchsabgabe einzureichen. Wird 
das zuständige Finanzamt über den Übergang 
der Steuerschuld nicht in Kenntnis gesetzt, 
bleibt neben dem Empfänger der Leistung der 
Unternehmer Abgabenschuldner 
(Gesamtschuldner gemäß § 6 Abs. 1 BAO). 

zuständige Finanzamt über den Übergang der 
Steuerschuld in Kenntnis zu setzen. Das 
Finanzamt hat bei unberechtigter 
Inanspruchnahme der Befreiung den 
Steuerschuldner aufzufordern, eine 
Anmeldung über die zu entrichtende 
Normverbrauchsabgabe einzureichen. Wird 
das zuständige Finanzamt über den Übergang 
der Steuerschuld nicht in Kenntnis gesetzt, 
bleibt neben dem Empfänger der Leistung der 
Unternehmer Abgabenschuldner 
(Gesamtschuldner gemäß § 6 Abs. 1 BAO). 

 b) In allen übrigen Fällen muss die 
Bescheinigung innerhalb von zwei Wochen 
ab Zulassung dem zuständigen Finanzamt 
vorgelegt werden. Nachdem die 
Bescheinigung vorgelegt wurde, hat das 
Finanzamt die Sperre des Kraftfahrzeuges in 
der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen. Wird 
die Bescheinigung nicht vorgelegt, hat das 
Finanzamt der Person, die die Befreiung 
unberechtigt in Anspruch genommen hat, die 
Normverbrauchsabgabe vorzuschreiben. Die 
Steuerschuld entsteht mit Ablauf der Frist. 

   b) In allen übrigen Fällen muss die 
Bescheinigung innerhalb von zwei Wochen 
ab Zulassung dem zuständigen Finanzamt 
vorgelegt werden. Nachdem die 
Bescheinigung vorgelegt wurde, hat das 
Finanzamt die Sperre des Kraftfahrzeuges in 
der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen. Wird 
die Bescheinigung nicht vorgelegt, hat das 
Finanzamt der Person, die die Befreiung 
unberechtigt in Anspruch genommen hat, die 
Normverbrauchsabgabe vorzuschreiben. Die 
Steuerschuld entsteht mit Ablauf der Frist. 

Die Befreiung steht auch dann zu, wenn das 
Kraftfahrzeug nicht an den Menschen mit Behinderung, 
sondern zu Zwecken der Finanzierung an einen anderen 
Unternehmer geliefert wird. Der Bundesminister für 
Finanzen wird ermächtigt, das Verfahren zur Gewährung 
der Befreiung durch Verordnung näher zu regeln oder 
ein abweichendes Verfahren vorzusehen, wenn dadurch 
der Verwaltungsaufwand für Menschen mit Behinderung 
verringert wird. 

 Die Befreiung steht auch dann zu, wenn das 
Kraftfahrzeug nicht an den Menschen mit Behinderung, 
sondern zu Zwecken der Finanzierung an einen anderen 
Unternehmer geliefert wird. Der Bundesminister für 
Finanzen wird ermächtigt, das Verfahren zur Gewährung 
der Befreiung durch Verordnung näher zu regeln oder 
ein abweichendes Verfahren vorzusehen, wenn dadurch 
der Verwaltungsaufwand für Menschen mit Behinderung 
verringert wird. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 3. Vorgänge in Bezug auf Kraftfahrzeuge, die 
jeweils als Einsatzfahrzeuge zur Verwendung 
durch eine Gebietskörperschaft im Bereich des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes, des Amtes für 
Betrugsbekämpfung oder der Justizwache sowie 
durch das Bundesheer zur Erfüllung seiner 
Aufgaben bestimmt sind. 

 „3. Vorgänge in Bezug auf Kraftfahrzeuge, die als 
Einsatzfahrzeuge zur vorwiegenden 
Verwendung (mehr als 80%) 

 – durch eine Gebietskörperschaft im Bereich 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes, des 
Amtes für Betrugsbekämpfung, des Zollamtes 
Österreich, der Justizwache und des 
Bundesheeres oder 

 – durch eine Feuerwehr, 

jeweils zur Erfüllung ihrer Aufgaben bestimmt 
sind, sofern die Zulassung für die jeweilige 
Organisation bescheinigt wird.“ 

 3. Vorgänge in Bezug auf Kraftfahrzeuge, die 
jeweils als Einsatzfahrzeuge zur vorwiegenden 
Verwendung (mehr als 80%) 

 – durch eine Gebietskörperschaft im Bereich 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes, des 
Amtes für Betrugsbekämpfung oder, des 
Zollamtes Österreich, der Justizwache 
sowie und des Bundesheeres oder 

 – durch das Bundesheereine Feuerwehr, 

jeweils zur Erfüllung seinerihrer Aufgaben 
bestimmt sind, sofern die Zulassung für die 
jeweilige Organisation bescheinigt wird. 

   „4. Für die Inanspruchnahme einer Befreiung 
gemäß Z 2 oder 3 gilt Folgendes: 

 4. Für die Inanspruchnahme einer Befreiung 
gemäß Z 2 oder 3 gilt Folgendes: 

   a) In jenen Fällen, in denen der 
Abgabenschuldner ein Unternehmer gemäß 
§ 4 Z 1 ist, muss die Bescheinigung dem 
Unternehmer 

 a) In jenen Fällen, in denen der 
Abgabenschuldner ein Unternehmer 
gemäß § 4 Z 1 ist, muss die Bescheinigung 
dem Unternehmer 

   – in Fällen der Z 2 innerhalb von zwei 
Wochen, 

 – in Fällen der Z 2 innerhalb von zwei 
Wochen, 

   – in Fällen der Z 3 innerhalb von drei 
Monaten, 

 – in Fällen der Z 3 innerhalb von drei 
Monaten, 

 ab Lieferung vorgelegt werden. Wird die 
Bescheinigung nicht innerhalb dieser Frist 
vorgelegt, geht die Steuerschuld auf den 
Empfänger der Leistung über. In diesem Fall 
hat der Unternehmer die Sperre des 
Kraftfahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen und das 
zuständige Finanzamt über den Übergang der 
Steuerschuld in Kenntnis zu setzen. Das 
Finanzamt hat bei unberechtigter 
Inanspruchnahme der Befreiung den 
Steuerschuldner aufzufordern, eine 
Anmeldung über die zu entrichtende 

ab Lieferung vorgelegt werden. Wird die 
Bescheinigung nicht innerhalb dieser Frist 
vorgelegt, geht die Steuerschuld auf den 
Empfänger der Leistung über. In diesem 
Fall hat der Unternehmer die Sperre des 
Kraftfahrzeuges in der 
Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen und 
das zuständige Finanzamt über den 
Übergang der Steuerschuld in Kenntnis zu 
setzen. Das Finanzamt hat bei 
unberechtigter Inanspruchnahme der 
Befreiung den Steuerschuldner 
aufzufordern, eine Anmeldung über die zu 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Normverbrauchsabgabe einzureichen. Wird 
das zuständige Finanzamt über den Übergang 
der Steuerschuld nicht in Kenntnis gesetzt, 
bleibt neben dem Empfänger der Leistung der 
Unternehmer Abgabenschuldner 
(Gesamtschuldner gemäß § 6 Abs. 1 BAO). 

entrichtende Normverbrauchsabgabe 
einzureichen. Wird das zuständige 
Finanzamt über den Übergang der 
Steuerschuld nicht in Kenntnis gesetzt, 
bleibt neben dem Empfänger der Leistung 
der Unternehmer Abgabenschuldner 
(Gesamtschuldner gemäß § 6 Abs. 1 BAO). 

   b) In allen übrigen Fällen muss die 
Bescheinigung 

 b) In allen übrigen Fällen muss die 
Bescheinigung 

   – in Fällen der Z 2 innerhalb von zwei 
Wochen, 

 – in Fällen der Z 2 innerhalb von zwei 
Wochen, 

   – in Fällen der Z 3 innerhalb von drei 
Monaten, 

 – in Fällen der Z 3 innerhalb von drei 
Monaten, 

 ab Zulassung dem zuständigen Finanzamt 
vorgelegt werden. Nachdem die 
Bescheinigung vorgelegt wurde, hat das 
Finanzamt die Sperre des Kraftfahrzeuges in 
der Genehmigungsdatenbank nach § 30a 
Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen. Wird 
die Bescheinigung nicht vorgelegt, hat das 
Finanzamt der Person, die die Befreiung 
unberechtigt in Anspruch genommen hat, die 
Normverbrauchsabgabe vorzuschreiben. Die 
Steuerschuld entsteht mit Ablauf der Frist. 

ab Zulassung dem zuständigen Finanzamt 
vorgelegt werden. Nachdem die 
Bescheinigung vorgelegt wurde, hat das 
Finanzamt die Sperre des Kraftfahrzeuges 
in der Genehmigungsdatenbank nach 
§ 30a Kraftfahrgesetz 1967 zu veranlassen. 
Wird die Bescheinigung nicht vorgelegt, 
hat das Finanzamt der Person, die die 
Befreiung unberechtigt in Anspruch 
genommen hat, die 
Normverbrauchsabgabe vorzuschreiben. 
Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf der 
Frist. 

 Die Befreiung steht auch dann zu, wenn das 
Kraftfahrzeug nicht an den Menschen mit 
Behinderung oder die jeweilige Organisation, 
sondern zu Zwecken der Finanzierung an einen 
anderen Unternehmer geliefert wird. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, 
das Verfahren zur Gewährung der Befreiung 
durch Verordnung näher zu regeln oder ein 
abweichendes Verfahren vorzusehen, wenn 
dadurch der Verwaltungsaufwand für Menschen 
mit Behinderung oder die Organisationen 

Die Befreiung steht auch dann zu, wenn das 
Kraftfahrzeug nicht an den Menschen mit 
Behinderung oder die jeweilige Organisation, 
sondern zu Zwecken der Finanzierung an 
einen anderen Unternehmer geliefert wird. 
Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, das Verfahren zur Gewährung 
der Befreiung durch Verordnung näher zu 
regeln oder ein abweichendes Verfahren 
vorzusehen, wenn dadurch der 
Verwaltungsaufwand für Menschen mit 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

6
 v

o
n

 6
 1

1
6

3
/A

 X
X

V
III. G

P
 - In

itiativ
an

trag
 - T

ex
tg

eg
en

ü
b

erstellu
n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u
m

en
t P

arlD
io

n
) 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 15.10.2026 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 15.10.2026 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
verringert wird.“ Behinderung oder die Organisationen 

verringert wird. 

Hinweis der ParlDion: s. Hinweis oben: 

4. ... 

2. In § 3 Abs. 3 entfällt die bisherige Z 7 und die 
bisherige Z 8 erhält die Ziffernbezeichnung „7.“ 

 

(3) Vorgänge in Bezug auf folgende Kraftfahrzeuge 
sind von der Normverbrauchsabgabe im Wege der 
Vergütung (§ 12) befreit, wenn die vorwiegende 
Verwendung (mehr als 80%) für den begünstigten 
Zweck nachgewiesen wird: 

 (3) Vorgänge in Bezug auf folgende Kraftfahrzeuge 
sind von der Normverbrauchsabgabe im Wege der 
Vergütung (§ 12) befreit, wenn die vorwiegende 
Verwendung (mehr als 80%) für den begünstigten 
Zweck nachgewiesen wird: 

 1. …    1. … 

 7. Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren    7. Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren 

 8. Kraftfahrzeuge, die ausschließlich zu 
Erprobungs- und Entwicklungszwecken durch 
unternehmerisch tätige Fahrzeughersteller oder 
Fahrzeugentwickler verwendet werden 

   87. Kraftfahrzeuge, die ausschließlich zu 
Erprobungs- und Entwicklungszwecken durch 
unternehmerisch tätige Fahrzeughersteller oder 
Fahrzeugentwickler verwendet werden 

Hinweis der ParlDion: s. Hinweis oben: 

5. … 

3. In § 15 wird folgender Abs. 30 angefügt:  

 „(30) § 3 Abs. 2 und 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 tritt mit 
1. Jänner 2027 in Kraft.“ 

(30) § 3 Abs. 2 und 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 tritt mit 
1. Jänner 2027 in Kraft. 

 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




